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I. Perſonalien. 


Bei dem Miniſterium für Handel und 
Gewerbe ſind zu Geheimen expedierenden 
Sekretären und Kalkulatoren ernannt der 
techniſche Eiſenbahnſekretär Thiede und der 


Dem Gewerbeaſſeſſor Dr. Saggau iſt 
eine etatsmäßige Hilfsarbeiterſtelle bei der 
Gewerbeinſpektion in Flensburg verliehen 
worden. 


Regierungsſekretär Stöveno in Berlin. 


Der Gewerberat Leſſer in Altona iſt 
zum 1. Oktober d. 38. mit der kommiſſariſchen 
Wahrnehmung der Geſchäfte eines Regierungs⸗ 
und Gewerberates in Gumbinnen beauftragt 


Es ſind ernannt worden: 


der Regierungsrat Dr. Woepcke in Arns⸗ 
berg zum Vorſitzenden und der Re⸗ 


worden. gierungsaſſeſſor Klein daſelbſt zum 

ſtellvertretenden Vorſitzenden des 

1 5 1. Oktober d. 38. find verſetzt Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung 
worden: 


Regierungsbezirk Arnsberg; 


der Regierungsaſſeſſor von Ploetz, z. Zt. 
in Liegnitz, vom 1. September d. J. 
ab zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
des Schiedsgerichts für Arbeiterver⸗ 


der Gewerbeaſſeſſor Helwig von Reichen— 
bach ie Schl. nach Tilſit zur kommiſſa⸗ 
riſchen Wahrnehmung der Geſchäfte der 
dort neu zu errichtenden Gewerbe⸗ 


er Wichert von Gum⸗ W e a 
binnen nach Reichenbach i. Schl., der Regierungsaſſeſſor Wittekind in 


Schlochau für die Zeit vom 1. Auguſt 
bis einſchließlich 31. Oktober 1905 zum 
ſtellvertretenden Vorſitzenden des 
Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung 
Regierungsbezirk Marienwerder. 


der Gewerbeaſſeſſor Dr. Koch von M.- 
Gladbach nach Altona zur kommiſſa⸗ 
riſchen Wahrnehmung der Geſchäfte der 
dortigen Gewerbeinſpektion. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


Verkehr mit Nahrungsmitteln. 


Betr. Verkehr mit Flaſchenweinen. 
Berlin, den 19. Juli 1905. 
Der von Ihnen geteilten Auffaſſung der Polizeibehörde in L., daß es zuläſſig ſei, 
von den Weinhändlern den Nachweis der Herkunft von Flaſchenweinen durch polizeiliche 
Anordnung zu erzwingen, vermögen wir nicht beizutreten. Ein derartiges Verfahren würde 
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der rechtlichen Grundlage entbehren. In dem Geſetze, betreffend den Verkehr mit Wein uſw. 
vom 24. Mai 1901 (RG Bl. S. 175) iſt der Bereich der den Polizeibehörden hinſichtlich 
der Überwachung des Verkehrs mit Wein eingeräumten Befugniſſe im einzelnen feſtgelegt. 
Danach ſind die von den Landesregierungen beſtimmten Beamten und Sachverſtändigen 
befugt, in Räume, in denen Wein, weinhaltige oder weinähnliche Getränke gewerbsmäßig 
hergeſtellt, aufbewahrt, feilgehalten oder verpackt werden, einzutreten, daſelbſt Beſichtigungen 
vorzunehmen, geſchäftliche Aufzeichnungen, Frachtbriefe und Bücher einzuſehen, auch nach 
ihrer Auswahl Proben zum Zwecke der Unterſuchung gegen Empfangsbeſcheinigung zu 
entnehmen, dagegen iſt denſelben die Berechtigung, beſondere Beſcheinigungen uͤber die 
Herkunft von Wein zu erfordern, nicht erteilt. Geht aus den Aufzeichnungen, Frachtbriefen, 
Büchern uſw. oder aus ſonſtigen freiwilligen Angaben der Händler ein glaubwürdiger 
Nachweis dafür, daß der Bezugsort der Flaſchenweine innerhalb des Geltungsbereichs des 
Weingeſetzes gelegen iſt, nicht hervor, ſo tritt als weitere Folge lediglich ein, daß das be- 
treffende Geſchäft in Gemäßheit des § 10 des Weingeſetzes der üblichen Kontrolle unter⸗ 
zogen wird. 

In unſerem gemeinſchaftlichen Erlaſſe vom 11. November 1904 iſt nicht vorgeſchrieben, 
wie Sie in dem vorliegenden Verichte anführen, „daß für die gebrauchsfertigen Flaſchen 
ein glaubwürdiger Nachweis dafür, daß dieſelben in einem der regelmäßigen polizeilichen 
Kontrolle unterſtellten Betriebe abgefüllt worden ſeien, beizubringen ſei“, ſondern es iſt 
nur beſtimmt, „daß die Ausdehnung der Kontrolle auf Flaſchenlager in Krämereien, 
Drogenhandlungen und ähnlichen Geſchäften nicht erforderlich iſt, falls kein Bezug von 
Wein in Fäſſern ſtattfindet“. Wenn im Anſchluß an dieſe Beſtimmung weiterhin für die 
gebrauchsfertigen Flaſchen der glaubwürdige Nachweis für genügend erklärt wird, daß die 
Flaſchen in einem der regelmäßigen polizeilichen Kontrolle unterſtellten Betriebe abgefüllt 
worden ſeien, ſo iſt durch dieſe Vorſchrift den Flaſchenweinhändlern die Beibringung eines 
ſolchen von der Kontrolle befreienden Nachweiſes zur Vermeidung entbehrlicher Kontrollen 
lediglich freigeſtellt, nicht aber als eine mittels polizeilicher Maßnahmen zu erzwingende 
Pflicht auferlegt. 

Wir erſuchen Sie hiernach, die unterſtellten Polizeibehörden und die mit der Keller— 
kontrolle beauftragten Sachverſtändigen über die Auslegung der Beſtimmungen unſeres 
gemeinſchaftlichen Erlaſſes vom 11. November 1904, ſoweit es dortſeits für erforderlich 
gehalten wird, entſprechend zu belehren. 


Der Miniſter der geiſtlichen, Der Miniſter Der Miniſter 
Unterrichts» und Medizinal- für Landwirtſchaft, Domänen für Handel und Gewerbe. 
Angelegenheiten. und Forſten. Im Auftrage. 
Studt. Im Auſtrage. von der Hagen. 

Schroeter. 


Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. 
von Biſchoffshauſen. 
M. d. g. A M. 6760. — M. f Landw. uſw 1Aa 4489. — M. f. Handel uſw. IIb 6259. — M. d. Innern IIb 2819. 
An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 
Bes . ̃ —„ — .. 
IV. Gewerbliche Angelegenheiten, 


1. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Bahuhofsbuchhandel. 
Berlin W. 66, den 25. Juli 1905. 
Nachdem in den letzten Jahren in den Kreiſen der Beteiligten und auch in der 
Rechtſprechung eingehend die Frage erörtert iſt, ob und inwieweit auf den Bahnhofs⸗ 
buchhandel die Vorſchriften der Gewerbeordnung über die Sonntagsruhe und die Be⸗ 
ſtimmungen der Polizeiverordnungen über die äußere Heilighaltung der Sonn— und Feier⸗ 
tage Anwendung finden, wird es ſich empfehlen, in Zukunft den Verkauf von Zeitungen 
und anderen Druckſchriften auf Bahnhöfen, inſoweit er innerhalb der Bahnſteigſperre 
ſtattfindet, alſo im weſentlichen nur den Bedürfniſſen des reiſenden Publikums dient, als 
einen Teil des Gewerbebetriebs der Eiſenbahnunternehmungen zu betrachten und deshalb 
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den vorbezeichneten Vorſchriften nicht zu unterſtellen. Dieſer Standpunkt wird ſich um 
ſo eher rechtfertigen laſſen, als der Herr Miniſter der öffentlichen Arbeiten bereit iſt, im 
Verwaltungswege darauf hinzuwirken, daß den im Bahnhofsbuchhandel beſchäftigten Ge⸗ 
hilfen, Lehrlingen und Arbeitern die in unſerem Erlaß vom 25. Juli 1896 vorgeſchriebenen 
Ruhezeiten auch fernerhin gewährt werden. 

Dagegen haben auf den Bahnhofsbuchhandel außerhalb der Bahnſteigſperre auch 
in Zukunft lediglich die für den ſonſtigen Buchhandel geltenden Vorſchriften über Sonntags⸗ 
ruhe und Sonntagsheiligung Anwendung zu finden. 

Die Herren Oberpräſidenten erſuchen wir, die Regierungspräſidenten mit entſprechender 
Weiſung zu verſehen. 


Der Miniſter der geiſtlichen, Der Miniſter Der 
Unterrichts- und Medizinal- für Handel und Gewerbe. Miniſter des Innern. 
Angelegenheiten. Möller. In Vertretung. 
Studt. v. Biſchoffshauſen. 


III 4948 M. f. H. — 6 I 204381 M. d. g. A. — IIb 2972 M. d. J. 


An die Herren Oberpräſidenten. Anlage 


Berlin, den 25. Juli 1896. 

Nachdem ſich mehrere der Herren Oberpräſidenten in den auf unſeren Runderlaß vom 
11. Mai v. J. erſtatteten Berichten dahin geäußert haben, daß es wünſchenswert ſei, den 
Verkauf von Zeitungen und anderem Leſeſtoff auf Bahnhöfen an Sonn- und Feſttagen auch 
außerhalb der für das Handelsgewerbe allgemein freigegebenen fünf Verkaufsſtunden zu- 
zulaſſen, erklären wir uns damit einverſtanden, daß die Regierungspräſidenten auf Grund 
des § 105e der Gewerbeordnung eine ſolche verlängerte Geſchäftszeit für den Bahnhofs⸗ 
buchhandel inſoweit geſtatten, als ſich nach dieſer Richtung ein Bedürfnis geltend gemacht 
hat. Ausnahmebewilligungen dieſer Art ſind an die Bedingung zu knüpfen, daß die an 
Sonn- oder Feſttagen außerhalb jener allgemein freigegebenen fünf Verkaufsſtunden be- 
ſchäftigten Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter entweder an jedem dritten Sonntage volle 
36 Stunden oder an jedem zweiten Sonntage mindeſtens in der Zeit von ſechs Uhr 
morgens bis ſechs Uhr abends von der Arbeit freigelaſſen werden. 

Euer Exzellenz erſuchen wir, die Regierungspräſidenten Ihrer Provinz mit ent- 
ſprechender Weiſung zu verſehen. 


Der Miniſter des Innern. Der Miniſter der geiſtlichen, Der Miniſter 
In Vertretung. Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ für Handel und Gewerbe. 
gez. Braunbehrens. Angelegenheiten. Im Auftrage. 
In Vertretung. gez. Dr. Sieffert. 


gez. von Weyrauch. 
BB. 6780 M. f. H. — G. J. 1670 M. d. g. A. — I. 10245 M. d. J. 
An die Königlichen Oberpräſidenten. 


Betr. Arbeitsverhältuniſſe in Waſch⸗ und Plättanftalten, 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 2. Auguſt 1905. 

Der Herr Reichskanzler (Reichsamt des Innern) hat das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt, 
Abteilung für Arbeiterſtatiſtik, beauftragt, unter Zuziehung des Beirats für Arbeiter⸗ 
ſtatiſtik Ermittelungen über die Dauer der täglichen Arbeitszeit und der Ruhepauſen der 
in den Plättanſtalten und in den nicht als Fabriken oder Werkſtätten mit Motorbetrieb 
anzuſehenden Waſchanſtalten beſchäftigten Perſonen anzuſtellen. Der Beirat für Arbeiter⸗ 
ſtatiſtik hat befürwortet, zunächſt eine ſtatiſtiſche Aufnahme einzuleiten, die unter Zugrunde⸗ 
legung eines Fragebogens“ und einer dazu entworfenen Auweiſung für die mit der Durch⸗ 
führung der Erhebung zu beauftragenden Organe ausgeführt werden ſoll. 

J. Hinſichtlich der weſentlichſten Geſichtspunkte, die in dem vom Beirate geſchloſſenen 
Erhebungsplane Berückſichtigung gefunden haben, bemerke ich unter Hinweis auf die aus⸗ 
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führlicheren Mitteilungen in den Druckſachen des Beirats für Arbeiterſtatiſtik (Verhand⸗ 
lungen Nr. 6 Seite 5 bis 7 und 28 bis 41, Verhandlungen Nr. 7 Seite 9 bis 20 und 
30 bis 34, Verhandlungen Nr. 10 Seite 3 bis 4) folgendes: 

1. Die Erhebung ſoll ſich auf ſolche Plättanſtalten und ſolche nicht als Fabriken oder 
Werkſtätten mit Motorbetrieb anzuſehenden Waſchanſtalten erſtrecken, in welchen zur Zeit 
der Umfrage regelmäßig min deſtens eine Perſon als gewerbliche Hilfsperſon oder 
Lehrling (Lehrmädchen) beſchäftigt wird. Als gewerbliche Hilfsperſonen und Lehr— 
linge (Lehrmädchen) gelten die Perſonen, welche auf Grund eines Arbeits⸗ oder Lehr 
vertrages, alſo nicht lediglich auf Grund der Familienzugehörigkeit zum Geſchäftsinhaber, 
mit den im Plätt⸗ oder Waſchbetriebe vorkommenden Arbeiten beſchäftigt werden. Ferner 
kommen für die Erhebung nur Hauptbetriebe in Betracht. Betriebe, die als Nebenbetriebe 
mit Betrieben anderer Gewerbearten verbunden find (3. B. mit Hotelbetrieb, Badeanſtalten, 
Krankenauſtalten und dergleichen mehr), find nicht Gegenſtand der Erhebung. 

2. Die Erhebung ſoll ein möglichſt zuverläſſiges Bild von der Arbeitszeit und den 
Pauſen in der Erhebungswoche vom 9. bis einſchließlich 14. Oktober d. J. geben. Es iſt 
daher für jeden Tag dieſer Woche der Anfang und das Ende der Arbeitszeit für die ver— 
ſchiedenen Perſonenkategorien in den Fragebogen (Ziffer IV) einzutragen. Daneben ſoll 
allgemein ermittelt werden, ob die Verhältniſſe dieſer Erhebungswoche für das letzte Jahr 
als normal zu betrachten ſind, und ob und in wie vielen Wochen des Jahrs die Ver— 
hältniſſe weſentlich anders lagen (Ziffer VII bis IX des Fragebogens). Endlich ſoll er— 
mittelt werden, ob, wie oft und wie lange an den einzelnen Sonntagen des letzten Jahres 
auf Grund des § 105e der Gewerbeordnung oder (Ziffer X des Fragebogens) gemäß 
einer auf Grund des § 105e Abſ. 1 oder des § 105 f a. a. O. erteilten Erlaubnis in den 
zu befragenden Betrieben gearbeitet worden iſt. 

3. Für die Umfrage iſt das Syſtem der Stichproben gewählt. Es iſt beabſichtigt, 
50 % der vorhandenen Betriebe in der Weiſe in die Erhebung einzubeziehen, daß die in 
den einzelnen Bundesſtaaten und in den Reichslanden vorhandenen Betriebe gleichmäßig 
Berückſichtigung finden. 

Zwecks Ermittelung der Zahl der in jedem Bundesſtaate für die Erhebung in Be⸗ 
tracht kommenden Betriebe iſt zu der durch die Berufs- und Gewerbezählung vom 14. Juni 
1895 in der Gewerbeart „Wäſchereien“ und „Plättereien“ feſtgeſtellten Zahl der Gehilfen 
betriebe mit Rückſicht auf die inzwiſchen eingetretene Zunahme ein Zuſchlag von 50% ge— 
macht worden. Durch die genannte Zählung waren für Preußen 3285 Betriebe ermittelt, 
ſo daß ſich unter Hinzurechnung eines Zuſchlags von 50 % 4928 Betriebe ergeben würden. 
Die Zahl der wahrſcheinlich für die Erhebung in Betracht kommenden Betriebe beträgt 
ſonach 2464. Hiervon entfallen auf Ihre Provinz, in der nach der Zählung von 1895 
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Betriebe. 

Die weitere Verteilung der Fragebogen ſoll in der Weiſe erfolgen, daß für jede Pro- 
vinz eine Anzahl Orte der verſchiedenen Größenklaſſen ausgewählt wird, in denen zu⸗ 
ſammen die Zahl der dort vorhandenen Plätt⸗ und Waſchanſtalten der vorſtehend unter 1. 
bezeichneten Art (Haupt-, Gehilfenbetriebe) der Geſamtzahl der auf die Provinz entfallenden 
Fragebogen entſpricht, und daß in dieſen Orten — abgeſehen von Berlin — alle daſelbſt 
vorhandenen Betriebe der fraglichen Art in die Erhebung einbezogen werden, während die 
übrigen Gemeinden für die Erhebung nicht in Betracht kommen. Für Berlin iſt nur die 
Hälfte der vorhandenen Betriebe in Anſatz zu bringen und in die Erhebung einzubeziehen. 
Sollte die Zahl der beiliegenden Fragebogen für den dortigen Bezirk nicht ausreichen, ſo 
ſind die weiter etwa benötigten Fragebogen vom Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte ſchleunigſt 
e > Die Nachforderung kann durch die beteiligten Ortsbehörden unmittelbar 
erfolgen. 

Die Auswahl der Orte, in denen die Erhebung vorzunehmen iſt, bleibt im allgemeinen 
Eurer Exzellenz Ermeſſen überlaſſen, jedoch wird dabei Rückſicht darauf zu nehmen ſein, 
daß tunlichſt typiſche Orte der verſchiedenen in Frage kommenden Arten, alſo beiſpielsweiſe 
neben Orten mit vorwiegend oder ſtärkerer induſtrieller Arbeiter⸗Bevölkerung auch ſolche, 
die mehr von wohlhabenden Leuten, Rentnern, Penſionären uſw. bewohnt werden, ſowie 
Orte mit ſtärkerem Fremdenverkehr in die Erhebung einbezogen werden. Damit dieſe nicht 
überwiegend nur ein Bild von den Arbeitsverhältniſſen in den Großſtädten ergibt, ſind von 
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den Städten mit mehr als 100000 Einwohnern neben Berlin nur Königsberg, Breslau, 
Stettin, Halle a/ S., Kiel, Hannover, Dortmund, Frankfurt a/ M., Düſſeldorf und Cöln zu 
berückſichtigen. Im übrigen ſind tunlichſt nur Orte mit weniger als 100 000 Einwohnern 
auszuwählen. 

In der Stadt Berlin ſollen nach dem Beichluffe des Beirats für Arbeiterſtatiſtik 
wegen der großen Zahl der hier vorhandenen Betriebe nur 50% der Betriebe in die 
Erhebung einbezogen werden. Die Auswahl wird dem hieſigen Polizeipräſidenten zu über- 
laſſen ſein; ſie hat in der Weiſe zu erfolgen, daß beſtimmte ſtädtiſche Bezirke, in denen 
zuſammen die Zahl der vorhandenen Plätt⸗ und Waſchanſtalten der unter Ziffer 1. be⸗ 
zeichneten Art der Geſamtzahl der auf Berlin entfallenden Fragebogen entſpricht, unter 
entſprechender Berückſichtigung der vorſtehend angegebenen Geſichtspunkte ausgewählt 
werden, und daß in dieſen Bezirken alle Betriebe der in Frage kommenden Art in die 
Erhebung einbezogen werden. 

II. Für die Erhebung iſt außerdem folgendes zu beachten: 2 

4. Für jeden in die Erhebung einzubeziehenden Betrieb ſoll ein Fragebogen aus— 
gefüllt werden, dabei ſoll gemäß den Beſchlüſſen des Beirats für Arbeiterſtatiſtik grund— 
ſätzlich daran feſtgehalten werden, daß die Fragebogen je zur Hälfte von Arbeitgebern und 
von Arbeitnehmern zu beantworten ſind. Die hierzu erforderliche Scheidung der Betriebe 
hat nach objektiven Merkmalen, beiſpielsweiſe in der Weiſe zu geſchehen, daß von den 
Betrieben der örtlichen Lage nach einer um den anderen für die von den Arbeitgebern aus— 
zufüllenden Fragebogen, die übrigen für die von den Arbeitnehmern zu beantwortenden 
Fragebogen beſtimmt werden, oder daß die Betriebe in die Reihenfolge, die der alpha— 
betiſchen Reihenfolge der Anfangsbuchſtaben ihrer Firmen entſpricht, gebracht und dann der 
erſten Hälfte dieſer Reihe die Fragebogen für Arbeitgeber, der zweiten die Fragebogen für 
gewerbliche Hilfsperſonen zugewieſen werden. Iſt in einer Gemeinde eine ungerade Zahl 
von Betrieben vorhanden, ſo iſt der bei der Halbierung verbleibende Bogen einem Arbeit— 
nehmer zur Beantwortung zuzuteilen. Sind in einem Betriebe, für den der Fragebogen 
nach der getroffenen Scheidung von einem Arbeitnehmer zu beantworten ſein würde, nur 
Lehrlinge oder Lehrmädchen im Alter unter 18 Jahren beſchäftigt, fo iſt in ſolchem Falle 
der Fragebogen von dem Geſchäftsinhaber zu beantworten und zu unterzeichnen. 

5. Sind in einem Betriebe, für den der Fragebogen von einem Arbeitnehmer zu 
beantworten ift, mehrere Arbeitnehmer beſchäftigt, fo iſt der Fragebogen demjenigen Arbeit- 
nehmer zur Beantwortung auszuhändigen, welcher von den anderen dazu beſtimmt iſt. 
Findet eine Einigung hierüber unter den Arbeitnehmern nicht ſtatt, ſo hat die Aushändigung 
des Fragebogens an denjenigen Arbeitnehmer zu erfolgen, welcher am längſten in dem 
Betriebe beſchäftigt iſt. 

6. Die unmittelbare Austeilung der Fragebogen an die Auskunftsperſonen hat durch 
die örtlichen Polizeiorgane zu erfolgen. 

7. Als Zeitpunkt für die Austeilung der Fragebogen iſt die Woche vom 2. bis ein⸗ 
ſchließlich 7. Oktober d. J. zu beſtimmen, damit die Fragebogen rechtzeitig vor Beginn der 
Erhebungswoche (9. bis einſchließlich 14. Oktober d. J.) in die Hände der Auskunftsperſonen 
gelangen. 

8. Mit der Wiedereinſammlung der Fragebogen, die in der auf die Erhebungswoche 
folgenden Woche, vom 16. bis einſchließlich 21. Oktober d. J., zu erfolgen hat, werden die 
Beamten, welche die Austeilung vorgenommen haben, zu beauftragen ſein. Falls es den 
Beamten bekannt fein ſollte, daß Auskunftsperſonen den Wohnort vorher zu verlaſſen be- 
abſichtigen, ſo iſt eine frühere Abholung bei der Austeilung zu verabreden. 

9. Von einer Kontrolle, ob die gegebenen Antworten den Tatſachen entſprechen, iſt 
wie bei den früheren Erhebungen abzuſehen, damit Zweifel an der Objektivität des Ergeb⸗ 
niſſes ausgeſchloſſen werden. Jedoch iſt auf offenbare Unrichtigkeiten, die bei der Durch⸗ 
ficht der Antworten bemerkt werden, und auf etwaige Wahrnehmungen, welche die Verläß⸗ 
lichkeit der erteilten Antworten in Zweifel ſtellen, bei Einſendung der Fragebogen auf- 
merkſam zu machen. 

10. Um dem in Betracht kommenden Perſonenkreiſe von der beabſichtigten Erhebung 
Kenntnis zu geben, iſt angemeſſene Zeit vor der Ausgabe der Fragebogen durch ortsübliche 
Bekanntmachung auf die Erhebung hinzuweiſen und über die Art der Austeilung und 
Wiedereinſammlung der Fragebogen Mitteilung zu machen. Die für die öffentliche Bekannt⸗ 
machung in Frage kommenden Geſichtspunkte ſind unter Nr. IV des beiliegenden „Entwurfs 


Anlage 
— — 
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einer Anweiſung für die mit der Ausführung der Erhebung zu beauftragenden Organe“ 
des näheren bezeichnet. 


III. Zur Durchführung der Erhebung überſende ich Eurer Exzellenz die für Ihren 
Verwaltungsbezirk beſtimmten Fragebogen und 10 Abdrücke des vorbezeichneten Ent— 
wurfs einer Auweiſung für die Ortsbehörden mit dem Erſuchen, alsbald das Er— 
forderliche in die Wege zu leiten und die zu beauftragenden Organe unter Benutzung 
des Entwurfs, von dem etwa weiter erforderliche Abdrücke in beſchränkter Anzahl von der 
Geheimen Regiſtratur III meines Miniſteriums unmittelbar bezogen werden können, mit 
entſprechender Anweiſung verſehen zu laſſen. In Nr. IX des Entwurfs iſt Platz für die 
Eintragung des Zeitpunkts gelaſſen, bis zu dem die geſammelten Fragebogen den vor— 
geſetzten Dienſtſtellen einzureichen ſind. Mit Rückſicht darauf, daß nach den Beſtinnnungen 
unter Nr. V der Anweiſung die Fragebogen bis zum 21. Oktober d. J. einzuſammeln ſind, 
ſtelle ich anheim, als Termin für die Rückſendung der geſammelten Fragebogen einen 
zwiſchen dem 21. und 31. Oktober d. J. gelegenen Tag feſtzuſetzen. 

Die für die dortige Provinz beantworteten Fragebogen wollen Eure Exzellenz unter 
Beifügung 

a) der gemäß Ziffer IX der Anweiſung zu liefernden Nachweiſungen über die zur 
Austeilung gelangten und über die beantworteten Fragebogen für Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, 

b) der Prüfungsbemerkungen gemäß Ziffer VIII der Anweiſung 

an das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt bis zum 15. November d. J. einſenden. 


IV. Zur Vervollſtändigung der durch Ziffer X des Fragebogens über die Sonntags⸗ 
arbeit von den Arbeitgebern und Arbeitnehmern erhaltenen Aufſchlüſſe für die einzelnen 
befragten Betriebe iſt eine behördliche Auskunft über die auf Grund der §§ 105%, 105 
Abſ. 1 und 105t der Gewerbeordnung ausgeführten Sonntagsarbeiten erwünſcht. Ich 
erſuche Eure Exzellenz daher, die Ortspolizeibehörden derjenigen Orte, in welchen die Er— 
hebung ausgeführt wird, mit Anweiſung dahin verſehen zu laſſen, daß ſie in die auf Grund 
des $ 105 c a. a. O. von den Geſchäftsinhabern der Plätt⸗ und Waſchanſtalten über die 
ausgeführten Sonntagsarbeiten zu führenden Verzeichniſſe Einſicht nehmen und eine Zu— 
ſannnenſtellung über das Ergebnis gleichzeitig mit den beantworteten Fragebogen ein— 
reichen. Dieſe Zuſammenſtellungen erſuche ich gleichfalls dem Kaiſerlichen Statiſtiſchen 
Amt einzuſenden und dabei weiter mitzuteilen, ob auf Grund des § 105 Abſ. 1 der 
Gewerbeordnung für die in Frage kommenden Betriebe eine allgemeine Regelung der Aus⸗ 
nahmen von den im § 105b des Geſetzes getroffenen Beſtimmungen erfolgt iſt. Gegebenen— 
falls würde der Wortlaut der einſchlägigen Verfügungen ſowie, falls von den unteren Ver⸗ 
waltungsbehörden Ausnahmen gemäß § 105f des Geſetzes zugelaſſen ſein ſollten, auch der 
Inhalt dieſer Verfügungen auf Grund des von den Behörden gemäß § 105f Abſ. 3 zu 
führenden Verzeichniſſes mitzuteilen ſein. 


Im Auftrage. 
III 5564. Neumann. 
An die Herren Oberpräſidenten. 


Anlage. 


Entwurf einer Anweiſung für die Ortsbehörden, betreffend die Erhebungen 
über die Arbeitszeit in Plätt- und Waſchanſtalten. 


I. Die Fragebogen ſind für ſolche Plättanſtalten und nicht als Fabriken oder Werk⸗ 
ſtätten mit Motorbetrieb anzuſehende Waſchanſtalten beſtimmt, in welchen zur Zeit der 
Umfrage und regelmäßig mindeſtens eine nicht zur Familie des Geſchäftsinhabers gehörige 
Perſon als gewerbliche Hilfsperſon oder Lehrling (Lehrmädchen) beſchäftigt wird. 

Als gewerbliche Hilfsperſonen und Lehrlinge gelten die Perſonen, welche auf Grund 
eines Arbeits⸗ oder Lehrvertrags mit den im Plätt⸗ oder Waſchbetriebe vorkommenden 
Arbeiten beſchäftigt werden. 


g Für die Erhebung kommen nur Hauptbetriebe in Betracht. Betriebe, welche als 
Nebenbetriebe mit Betrieben anderer Gewerbearten verbunden ſind, ſind nicht Gegenſtand 
der Erhebung. 
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II. Für jeden“) in der Gemeinde vorhandenen Betrieb iſt ein Fragebogen auszugeben. 

Es iſt deshalb unverzüglich die Zahl der in Betracht kommenden Betriebe feſtzuſtellen 
und, falls ſie die Anzahl der überſandten Fragebogen überſteigt, die Nachlieferung der 
fehlenden Fragebogen zu beantragen. 

III. Die Fragebogen find für die eine Hälfte der Betriebe ausſchließlich an die 
Arbeitgeber, für die andere ausſchließlich an gewerbliche Hilfsperſonen (Plätterinnen) 
oder Wäſcherinnen) zur Beantwortung auszugeben. 

Die hierzu erforderliche Scheidung der Geſchäfte hat nach objektiven Merkmalen 
beiſpielsweiſe in der Weiſe zu geſchehen, daß von ihnen der örtlichen Lage nach eins um 
das andere für die von den Arbeitgebern auszufüllenden Fragebogen, die übrig bleibenden 
für die von den gewerblichen Hilfsperſonen zu beantwortenden Fragebogen beſtimmt werden 
oder in der Weiſe, daß fie in die Reihenfolge, welche der alphabetiſchen Reihenfolge der 
Anfangs buchſtaben ihrer Firmen entſpricht, gebracht, und daß dann der erſten Hälfte dieſer 
Reihe die Fragebogen für Arbeitgeber, der zweiten die Fragebogen für gewerbliche Hilfs— 
perſonen zugewieſen werden. 

Jede Scheidung nach anderen Geſichtspunkten iſt unzuläſſig. 

IV. Vor Ausgabe der Fragebogen iſt durch ortsübliche Bekanntmachung darauf 
hinzuweiſen, 

1. daß für alle in der Gemeinde vorhandenen Plättanſtalten und nicht als Fabriken 
oder Werkſtätten mit Motorbetrieb anzuſehenden Waſchanſtalten, welche gewerb- 
liche Hilfsperſonen oder Lehrlinge (Lehrmädchen) beſchäftigen, Fragebogen zur 
Ausgabe gelangen würden, und zwar für die Hälfte der Betriebe an die Arbeit⸗ 
geber, für die andere Hälfte an je eine gewerbliche Hilfsperſon (Plätterin oder 
Wäſcherin); 

2. daß die Scheidung der Betriebe zu dieſem Zweck in der unter Nr. III ange- 
gebenen Weiſe erfolge; 

3. daß in Betrieben mit mehreren gewerblichen Hilfsperſonen die letzteren ſich 
darüber zu einigen haben, wer von ihnen die Fragebogen behufs Beantwortung 
in Empfang nehmen ſolle, anderenfalls der Fragebogen der am längſten im 
Betriebe tätigen gewerblichen Hilfsperſon ausgehändigt werden würde (ſ. Nr. VI); 

4. daß die Fragebogen am Oktober 1905 wieder abgeholt werden würden 
und daß erſucht werde, ſie bis dahin mit größter Sorgfalt auszufüllen. 

V. Die Aushändigung und Einſammlung der Fragebogen iſt durch Exekutivbeamte 
(Gemeindediener, Polizeidiener, Schutzleute uſw.) zu bewirken. Die Aushändigung hat 
in der Woche vom 2. bis zum 7. Oktober, die Einſammlung in der Woche vom 16. bis 
zum 21. Oktober zu erfolgen. 

VI. Eutſprechend der nach Nr. III vorgenommenen Scheidung ift für jeden Vetrieb 
der erſten Hälfte dem betreffenden Arbeitgeber, für jeden Vetrieb der anderen Hälfte einer 
gewerblichen Hilfsperſon — niemals aber einem Lehrling (Lehrmädchen) unter 18 Jahren — 
ein Fragebogen zu überbringen. 

Sind in einem Betriebe mehrere gewerbliche Hilfsperſonen beſchäftigt, ſo iſt der Frage— 
bogen derjenigen unter ihnen auszuhändigen, welche von den anderen dazu beſtimmt iſt. 

Haben die gewerblichen Hilfsperſonen ſich über eine ſolche Auswahl nicht geeinigt, ſo 
iſt der Fragebogen derjenigen unter ihnen auszuhändigen, welche am längſten in dem 
Betriebe beſchäftigt iſt. 

Wo nur Lehrlinge (Lehrmädchen) unter 18 Jahren beſchäftigt ſind, iſt der Frage⸗ 
bogen ſtets von dem Geſchäftsinhaber anszufüllen und zu unterzeichnen. 

VII. Bei Wiedereinſammlung der Fragebogen hat der abholende Beamte zu 
prüfen, ob die Fragebogen vollſtändig ausgefüllt und unterſchrieben find, ins- 
beſondere auch, ob die Unterſchriften die Angabe, ob Geſchäftsinhaber oder 
gewerbliche Hilfsperſon, enthalten. Nötigenfalls iſt auf Vervollſtändigung hinzuwirken. 

VIII. Von einer Kontrolle, ob die gegebenen Autworten den Tatſachen entſprechen, 
iſt Abſtand zu nehmen. Jedoch iſt auf offenbare Unrichtigkeiten, welche ſich bei 
Durchſicht der Antworten etwa gefunden haben, ſowie auf Wahrnehmungen, welche die 
Verläßlichkeit der erteilten Antworten in Zweifel ſtellen, bei Einſendung der Frage— 
bogen aufmerkſam zu machen. 


) In Berlin uur für 50 % der vorhandenen Betriebe. 
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IX. Die geſammelten Fragebogen find bis zum g 5 
dem . einzureichen. Bei der Überſendung 
iſt von der Ortsbehörde zu berichten, in welcher Weiſe die Scheidung der Betriebe behufs 
Verteilung der Fragebogen auf Arbeitgeber und gewerbliche Hilfsperſonen gemäß Nr. III 
der Anweiſung vorgenommen worden iſt, durch welche Beamte und an welchen Tagen die 
Aushändigung und Abholung der Fragebogen bewirkt iſt, und wie ſich die Verteilung der 
für gewerbliche Hilfsperſonen beſtimmten Fragebogen gemäß Nr. VI der Anweiſung geſtaltet 
hat. Dem Bericht, in den auch die Prüfungsbemerkungen (zu VIII) aufzunehmen find, iſt 
eine Überficht nach anliegendem Muſter [ſiehe nachſtehend] beizufügen. Die Gründe, aus 
denen etwa einzelne Fragebogen nicht ausgegeben oder nicht beantwortet ſind, ſind in 
einem kurzen Vermerk auf der Überſicht anzugeben; die nicht ausgegebenen und die unaus 
gefüllt zurückgelieferten Bogen ſind mit einzureichen. 

X. Das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt wird ſich behufs etwa erforderlicher Klarſtellung 
oder Ergänzung der eingegangenen Antworten unmittelbar an die Ortsbehörden wenden. 
Die von ihm ergehenden Erſuchen ſind mit möglichſter Beſchleunigung unmittelbar zu 
erledigen. 


Nachweiſung 
über die in 5 N u 
ausgegebenen und wieder eingegangenen Fragebogen. 


Davon e aus⸗ Beantwortet ſind wieder 
E egeben an eingegangen v 
Zahl der zur Verteilung beſtimmten Fragebogen geg wege * 
Geſchäfts⸗ gewerbliche | Geſchafts⸗ gewerblichen 
inhaber Hilfsperſonen] inhabern Hilfsperſonen 


| 


— ra 


| 


Bemerkungen über die Gründe, aus welchen nicht alle zur Ausgabe beſtimmten Frage— 
bogen ausgegeben oder nicht alle ausgegebenen Fragebogen wieder eingegangen find. 


4. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des K. V. G. 


f Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken— 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Kranken- und Begräbniskaſſe „Wilhelms⸗Verein“ (E. H.) in Danzig, 

2. Krankenkaſſe der Bauhandwerker in Danzig (E. H.), 

3. Freiwillige Krankenkaſſe in Breitenfelde (E. H.). 


Berlin, den 10. Auguſt 1905. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
III 5862. Hoffmann. 
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b) Unfollverſicherung 


Bekanntmachung, betr. Verſicherung der in der Kaiſerl. Biologiſchen Auſtalt in Dahlem be⸗ 
ſchäftigten Perſouen, vom 26. Juli 1905 (Zeutr. Bl. S. 194). 

Nachdem die Kaiſerliche Biologiſche Auſtalt für Land- und Forſtwirtſchaft zu Dahlem 
bei Berlin von dem Kaiſerlichen Geſundheitsamt abgezweigt worden iſt, wird zur Durch— 
führung der Unfallverſicherung für die auf dem Verſuchsfelde der Anſtalt ſowie in dem 
Nebenbetriebe des Verſuchsfeldes in den Laboratorien beſchäftigten verſicherungspflichtigen 
Perſonen in Abänderung der Bekanntmachung vom 24. Januar 1901 (Zentr. Blatt S. 20) 
gemäß § 134 des Unfallverſicherungsgeſetzes für Land- und Forſtwirtſchaft (RGBl. 1900 
S. 641) mit Wirkung vom 1. Auguſt d. J. folgendes beſtimmt: 

1. Für den bezeichneten Betrieb einſchließlich des Nebenbetriebs werden die Geſchäfte 
der Ausführungsbehörde der Kaiſerlichen Biologiſchen Anſtalt für Land- und 
Forſtwirtſchaft übertragen. Der Anſtalt liegt insbeſondere auch die Feſtſtellung 
der Entſchädigungen ob. 

2. Die vorgeſchriebene Anzeige eines Unfalls iſt von dem der verunglückten Perſon 
unmittelbar vorgeſetzten Beamten an die Kaiſerliche Biologiſche Anſtalt für Land— 
und Forſtwirtſchaft zu erſtatten. Dieſe hat die erforderliche Unterſuchung zu 
veranlaſſen. 


Berlin, den 26. Juli 1905. 
Der Reichskanzler. 
Im Auftrage. 
gez. Wermuth. 


c) Juvalidenverſicherung. 
Vetr. Entwertung der Beitragsmarken. 
Berlin W. 66, den 31. Juli 1906. 

Nach Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 3. Juli d. Is. (RGBl. S. 590) 
hat der Bundesrat auf Grund der 88 141 und 144 des Invalidenverſicherungsgeſetzes an⸗ 
geordnet, daß vom 1. Oktober d. Is, ab alle Marken für die Invalidenverſicherung alsbald 
nach der Einklebung entwertet werden müſſen. Zugleich iſt auf Grund des § 132 Abſ. 1 
a. a. O. ein neues Formular für Quittungskarten feſtgeſetzt, das vom gleichen Zeitpunkt ab 
ausſchließlich ausgegeben werden wird. Wir erſuchen Sie, die nachgeordneten Behörden 
hiervon zu benachrichtigen und die Bevölkerung durch Bekanntmachungen im Amtsblatt, in 
den Kreisblättern und — ſoweit dies koſtenlos möglich iſt — durch geleſenere Tagesblätter 
auf dieſe Anderungen unter Hinweis auf die Form der Entwertung aufmerkſam zu machen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. In Vertretung. 
Neumann. v. Biſchoffshauſen. 


III 5202 2. ung. M. f. H. — le 610 M. d. J. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


VI. Nichtamtliches. 


1. Abhandlungen. 


Preisausſchreiben. 

Über das Preisausſchreiben, betr. den Verkehr in Lagerſcheinen und Lagerpfandſcheinen 
(Warrants), welches von den Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin ausgegangen iſt, 
liegt nunmehr die ausführlich gehaltene Mitteilung vor. Das genaue Thema heißt! „Die 
wirtſchaftliche Entwickelung des Warrant⸗Verkehrs in den europaäiſchen und amerikaniſchen 
Ländern“. Der Preis beträgt 2500 Mark. Als Preisgericht wird das Dozenten-Kollegium 
der Herbſt 1906 zu eröffnenden Handelshochſchule der Korporation der Kaufmannſchaft 
von Berlin beſtimmt; die Alteſten der Kaufmannſchaft werden dasſelbe durch drei bis fünf 
ſachverſtändige Delegierte als weitere Mitglieder des Preisgerichts verſtärken. Zur Preis- 
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bewerbung berechtigt ift jedermann. Die Arbeiten müſſen in deutſcher Sprache abgefaßt 
und bis zum 1. April 1907 bei dem Zeutralbureau der Alteſten der Kaufmannſchaft von 
Berlin (Berlin C. 2, Neue Friedrichſtr. 51 I) gegen Empfaugsſchein eingereicht ſein. Das 
Ergebnis der Preisbewerbung wird ſpäteſtens bei der Eröffnung des Winterſemeſters der 
Handelshochſchule, Oktober 1907, mitgeteilt werden. Das vollſtändige amtliche Preis- 
ausſchreiben iſt von dem genannten Zentralbureau zu beziehen. 


2. Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht un amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Beiträge zur Löſung der Frage: Handwerk oder Fabrik? Auf Grund zahlreicher Ent⸗ 
ſcheidungen Gerichts- und Verwaltungsbehörden bearbeitet von Richard Pape, Setretär 
der Handwerkskammer zu Inſterburg 1905. Verlag der Oſtpreußiſchen Handwerkszeitung 
in Inſterburg. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. Gebruckt bel Julius Sittenfeld in Berlin W 


